
Textteil 
 
 
 
A Planungsrechtliche Festsetzungen  

(§ 9 BauGB und BauNVO) 
 
 
1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 
 
1.1 Im Kerngebiet (MK) sind Vergnügungsstätten sowie Anlagen, Betriebe und Ein-

richtungen, die der gewerblichen Unzucht dienen, nicht zulässig (§ 7 Abs. 2 i. V. 
m. § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO). 

 
1.2 Im Sondergebiet (SO) sind gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO folgende Nutzungen 

zulässig :  
 - Bahnbezogene Dienstleistungen 
 - Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsnutzungen 
 - Einzelhandelsbetriebe 
 - Schank- und Speisewirtschaften. 
  Unzulässig sind Vergnügungsstätten sowie Anlagen, Betriebe und Einrichtun-

gen, die der gewerblichen Unzucht dienen. 
 
1.3 Im Plangebiet sind Werbeanlagen als selbständige gewerbliche Hauptnutzun-

gen nicht zulässig (§1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO). 
 
 
2. Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21 a BauNVO)  
 
2.1 Höhe baulicher Anlagen 

Im Kerngebiet (MK) wird die Höhe der baulichen Anlagen wie folgt festgesetzt:
Die maximale Traufhöhe (Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut) be-
trägt TH = N251,0 m ü. NN, die maximale Höhe der Gebäudeoberkante (Ober-
kante der Dachkonstruktion) beträgt OK = N256,0 m ü. NN.  

  
 
3. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
3.1 Auf der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Bahnhofplatz“ sind im 

Wesentlichen folgende Verkehrsarten zugelassen: Busse, Taxis, Anlieger- und 
Lieferverkehr, Radfahren, Fußgänger. 

 
 
4. Vorkehrungen zur Minderung von schädlichen Umwelteinwirkungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
4.1 Bei den mit dem Planzeichen "i" gekennzeichneten Gebieten handelt es sich 

um Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen 
Verkehrslärmimmissionen zu treffen sind. Die besonderen baulichen Vorkeh-
rungen  müssen  so  beschaffen  sein, dass  in Wohnräumen tagsüber (6.00 bis 

 22.00 Uhr) ein Innenschallpegel von 35 dB (A) und in Schlafräumen nachts 
(22.00 bis 6.00 Uhr) ein Innenschallpegel von 30 dB (A) nicht überschritten 
wird. 

 Bezüglich der zulässigen Innenschallpegel in Kommunikations- und Arbeits-
räumen wird auf die VDI 2719 hingewiesen. 

 
 
5. Pflanzgebote und Pflanzbindungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und 25 b BauGB) 
 
5.1 Pflanzgebot für großkronige Einzelbäume 

Die durch Pflanzgebot festgesetzten Einzelbäume sind als großkronige, stand-
ortgerechte, hochstämmige Laubbäume zu pflanzen und dauernd zu unterhal-
ten. 
 

5.2 Pflanzbindung für Einzelbäume 
Die mit Pflanzbindung festgesetzten Einzelbäume sind dauernd zu unterhalten. 
Abgängige Bäume sind durch standortgerechte, heimische Laubbäume zu er-
setzen. 

 
 
6. Nachrichtliche Übernahmen 
 (§ 9 Abs. 6 BauGB) 
 
6.1 Nachrichtliche Übernahmen von Denkmalen 
 Die mit "D" gekennzeichneten Gebäude sind als Kulturdenkmale in die Denk-

malliste eingetragen und unterliegen den Bestimmungen des Denkmalschutz-
gesetzes. 

 
6.2 Nachrichtliche Übernahme von Bahnanlagen 
 Die entsprechend gekennzeichneten Flächen sind gewidmete Bahnflächen. Sie 

werden durch planungsrechtliche Festsetzungen (Sondergebiet (SO) bzw. öf-
fentliche Verkehrsflächen) so überlagert, dass sowohl den Anforderungen des 
Bahnbetriebs Rechnung getragen wird als auch die städtebaulichen und ver-
kehrlichen Ziele erreicht werden. 

 
6.3 Nachrichtliche Übernahme von O-Bus-Betriebsanlagen 
 Die geplanten Standorte für die Abspannmasten und Wandanker der O-

Busleitungen im Umfeld des Bahnhofs sind als nachrichtliche Übernahmen dar-
gestellt (Grundlage: Plan der GA Energieanlagenbau Süd GmbH, 70736 Fell-
bach, vom 06.12.2011). Ebenso sind die im Zuge des Umbaus der Neckarstra-
ße dort aufgestellten Abspannmasten nachrichtlich in den Plan übernommen. 

 
 
 
B          Hinweise 
 
1. Fund von Kulturdenkmalen 

Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) sind Funde, von denen anzuneh-
men ist, dass an ihrer Erhaltung aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder 
heimatgeschichtlichen Gründen ein öffentliches Interesse besteht, unverzüglich 
einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. 

 

2. Grundwasser 
Im gesamten räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes dürfen dau-
ernde Grundwasserabsenkungen nicht vorgenommen werden; bauliche Anla-
gen sind so zu planen bzw. zu erstellen, dass wasserwirtschaftliche Beeinträch-
tigungen nicht entstehen. Bauteile, die ins Grundwasser einbinden, sind was-
serdicht und auftriebsicher auszubilden. Vorübergehende Grundwasserabsen-
kungen sind beim Landratsamt anzumelden und sind genehmigungspflichtig. 
 
Hohe Grundwasserstände sind möglich; entsprechende Vorsichtsmaßnahmen 
und bauliche Vorkehrungen sind erforderlich. 

 
3. Baugrunduntersuchungen 
 Nach Auskunft des Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Baden-

Württemberg ist im Plangebiet mit folgenden untergrundbedingten Erschwernis-
sen zu rechnen: 
- Auffüllungen, uneinheitlich, z. T. setzungsfähig 
- Talablagerungen, z. T. setzungsfähig (Auenlehm), evtl. örtlich Schlicklinsen 
- Geringer Flurabstand der Grundwasser-Oberfläche 
- Schadstoffe im Boden möglich. 
Deshalb sind bei Baumaßnahmen, die in den Untergrund eingreifen, objektbe-
zogene Baugrunduntersuchungen erforderlich. 

   
4. Altlasten 

Am heutigen Bahnhofsvorplatz befand sich von 1855 bis 1874 der Standort des 
ehemaligen Gaswerks. Im Zusammenhang mit dem Abriss der ehemaligen 
Hauptpost an der Ecke Fleischmann-/Berliner Straße (ca. 2000) wurden bereits 
umfangreiche Boden- und Grundwasseruntersuchungen sowie Sanierungs-
maßnahmen durchgeführt. Sämtliche Tiefbauarbeiten am Standort und im Um-
kreis des ehemaligen Gaswerks sind auch künftig in Abstimmung mit dem 
Landratsamt Esslingen gutachterlich zu überwachen und zu dokumentieren. Die 
Kontrolle aller vorhandener Grundwassermessstellen hat vor, während und 
nach der Baumaßnahme zu erfolgen. Die Baumaßnahmen während der Um-
bauarbeiten sind gutachterlich zu begleiten. 
Bei der Umgestaltung des Bahnhofvorplatzes muss der Versieglungsgrad von 
nahezu 100 % erhalten bleiben. Vorgesehen ist auch maximal der Eingriff in ei-
ne Tiefe, der den Austausch bestehender Leitungen ermöglicht. Sämtliche auf 
dem Gelände befindliche Grundwassermessstellen sind aus Gründen einer evtl. 
nachfolgenden fachtechnischen Kontrolle des ehemaligen Gewerbestandorts 
Bahnhofsvorplatz zu erhalten. 
 
Auf dem Grundstück Fleischmannstraße 1 befand sich mehrere Jahrzehnte bis 
1993 eine chemische Reinigung. Umweltgefährdende Stoffe wurden teilweise 
unsachgemäß verwendet, so dass Luft, Boden und Grundwasser verunreinigt 
wurden. Im Zuge der Umbaumaßnahmen am Bahnhofsvorplatz ist durch 
Auskofferung die Sanierung des Schadensfalles geplant. 

 Sämtliche auf dem Gelände befindliche Grundwassermessstellen sind aus 
Gründen einer evtl. nachfolgenden fachtechnischen Kontrolle des ehemaligen 
Gewerbestandorts Bahnhofsvorplatz zu erhalten. 

 
5. Hochwassergefährdung 

Das Plangebiet wurde mittels eines durch die Universität Karlsruhe erarbeiteten 
hydrodynamisch-numerischen Flussmodells (HN-Modell) auf die Hochwasser-
gefährdung untersucht. In der Hochwassergefahrenkarte (HWGK) ist der größte 

 Teil des Plangebiets als Überflutungsfläche HQextrem (ca. HQ1000) kartiert, 
das heißt, dass in diesem Bereich mit Hochwässern zu rechnen ist, die seltener 
als einmal in 100 Jahren auftreten. Eine höhere Gefährdung besteht jedoch für 
die Bahnhofsunterführung, da sie im Druckwasserbereich des Neckars liegt.  

 
 Im Einzelnen stellen sich die Höhenverhältnisse, gemäß HWGK, wie folgt dar: 
 Der Wasserspiegel des Neckars auf Höhe des Bahnhofs wurde bei einem hun-

dertjährlichen Hochwasser mit HQ100 = N233,6 m, bei einem Extremhochwas-
ser mit HQextrem = N237,2 m ü. NN berechnet. 

 
 Der Bahnhofplatz liegt im Umfeld des Bahnhofsgebäudes bei ca. N236,8 m ü. 

NN. Damit ist nach derzeitigem Stand HWGK hier mit einer Überflutung bei 
HQextrem zu rechnen. 

 Gleiches gilt für die Neckarstraße, die von der Einmündung der Bahnhofstraße 
zur Einmündung der Pliensaustraße von ca. N236,8 m ü. NN auf ca. N236,0 m 
ü. NN fällt, wo ein HQextrem-Wert von N237,8 berechnet wurde. 

 
 Die Bahnhofunterführung hat an der tiefsten Stelle eine Höhe von 233,18 m ü. 

NN, liegt also unter der Wasserspiegellage des hundertjährlichen Hochwassers. 
Zum Schutz vor Hochwasser ist die Unterführung am südlichen Zugang mit ei-
nem Damm versehen, der eine Kronenhöhe von N234,35 m ü. NN am oberen 
Treppenpodest aufweist. Dieser Damm würde also erst bei einem Hochwasser-
ereignis größer HQ100 überströmt werden. 

 
 Weil aber der Bereich der Bahnhofsunterführung bei einem größeren Hochwas-

ser als einem HQ100 bei Versagen oder Überströmen der vorhandenen 
Schutzeinrichtung überflutet würde, gilt er gemäß § 80 Abs. 1 Nr. 2 Wasserge-
setz Baden-Württemberg als hochwassergefährdetes Gebiet im Innenbereich. 
Hier sind Baumaßnahmen im Sinne der Hochwasservorsorge (Bau- und Verhal-
tensvorsorge) durchzuführen, um bei eintretenden Hochwasserereignissen et-
waige Schäden ausschließen oder minimieren zu können. 

 
 In hochwassergefährdeten Gebieten gelten die Bestimmungen der Anlagenver-

ordnung wassergefährdender Stoffe (VAwS) in der jeweils gültigen Fassung. 
Zudem kann die Ortspolizeibehörde durch Rechtsverordnung oder im Einzelfall 
erforderliche Regelungen zum Schutz der Umwelt und zur Abwehr von Gefah-
ren und  Schäden treffen. 

 
6. Satzung über die Gesamtanlage „Esslingen am Neckar“ 
 Ein Teil des Gebietes des Bebauungsplanes (Bereich Fleischmannstra-

ße/Bahnhof/Bahnhofplatz) befindet sich im Geltungsbereich der Satzung über 
die Gesamtanlage „Esslingen am Neckar“, die seit 04.08.2001 rechtsverbindlich 
ist. 

 Damit ist das Orts-, Platz- und Straßenbild dieses Bereiches unter Gesamtanla-
genschutz gestellt im Sinne des § 19 Denkmalschutzgesetz Baden-Württem-
berg. 

 Innerhalb der Gesamtanlage ist für Änderungen am äußeren Erscheinungsbild 
von Gebäuden eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung erforderlich. 

 Der Denkmalpflegerische Werteplan in der Denkmaltopographie Esslingen, der 
derzeit als Entwurf vorliegt, ist zu beachten. 

 
7. Verwendungsverbot für Brennstoffe 

Im  Geltungsbereich  des  Bebauungsplanes  gilt  die    "Satzung  über  die  be- 

schränkte Verwendung luftverunreinigender Brennstoffe“ vom 13.11.1995 / 19.11.1997. 
 
8. Bahnimmissionen/-emissionen 

Immissionen aus dem Betrieb und der Unterhaltung der Eisenbahn sind ent-
schädigungslos zu dulden, hierzu gehören auch Bremsstaub, Lärm und Er-
schütterungen und ggf. elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder. 
Schutzmaßnahmen gegen Einwirkungen aus dem Bereich der Eisenbahn ha-
ben auf Kosten des Bauherren zu erfolgen. 

 Beleuchtungsanlagen von Parkplätzen, Straßen und Wegen, Werbung und der-
gleichen, sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind in 
ihrer Farbgebung und Strahlrichtung so anzuordnen, dass jegliche Signalver-
wechslung und Blendwirkung ausgeschlossen ist.  

 
 
 
C          Aufgehobene Vorschriften 
 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes treten in seinem räumlichen Geltungs-
bereich alle bisherigen Vorschriften außer Kraft, dies gilt insbesondere für: 

 
     -   die Ortsbausatzung (Staffelbauplan Esslingen) (223) 
       genehmigt durch Ministerialerlass vom 06.05.1930, Nr.1594 
  In Kraft getreten am   23.05.1930 
 
  -   den Bebauungsplan  Bahnhofplatz Esslingen (320) 
       Lageplan vom   30.08.1951 
              In Kraft getreten am 25.01.1952   
        

  -   den Bebauungsplan  Neue Neckarbrücke Stadtmitte - rechtes Neckarufer 
    (486)              

       Lageplan vom   18.09.1963 / 06.12.1963 
              In Kraft getreten am 17.01.1964 
 
  -   den Bebauungsplan  Fleischmann- / Berliner Straße (809) 
       Lageplan vom   01.02.2000 
              In Kraft getreten am 16.12.2000 
 
 
 
D          Rechtsgrundlagen 

 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22.07.2011 (BGBl. I S. 1509). 

 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur 
Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und Bereitstellung von 
Wohnbauland vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466). 

Örtliche Bauvorschriften 
 
 
 
A          Örtliche Bauvorschriften 

(§ 74 LBO) 
 
 
1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)  
 
1.1  Allgemeiner Gestaltungsgrundsatz 
 
1.1.1 Die Fassaden von Gebäuden sind deutlich erkennbar als tragende Erdge-

schosszone und als flächige Lochfassade in den Obergeschossen auszubilden, 
dabei muss der Wandanteil in den Obergeschossen größer sein als der Öff-
nungsanteil. Öffnungen sind als stehende Rechtecke in Art, Proportion, Form 
und Abmessung am historischen Bestand des Gebäudes und der Umgebung 
auszurichten. 

 
1.1.2 Die von Fernsichtpunkten, vom öffentlichen Verkehrsraum und von der Nach-

barschaft einsehbare Dachlandschaft und ihre Dächer dürfen in ihrer Einheit-
lichkeit, Lebendigkeit und Geschlossenheit, insbesondere in Bezug auf Dach-
form, maßstäbliche Gliederung, Material und Farbe sowie Detailausbildungen, 
in ihrem Gesamtbild nicht beeinträchtigt werden. 

  
1.1.3 Die zur Verwendung kommenden Materialien und Farben für bauliche Anlagen 

und Bauteile müssen auf die besondere gestalterische Situation der histori-
schen Altstadtsubstanz Bezug nehmen. Sie sind untereinander abzustimmen. 

 Faserzement-, Kunststoff- und ähnliche Platten oder Schindeln sowie glänzen-
de, reflektierende oder glasierte Oberflächen, grelle und sehr dunkle Farben, 
grob oder buckelig ausgeführte Putze sind zur Gestaltung der baulichen Anla-
gen nicht zulässig. 

 
 
1.2  Gestaltungsregeln 
 
1.2.1  Fassade 

1.2.1.1 Erdgeschoss 
 Die vom öffentlichen Verkehrsraum einsehbaren Außenwandflächen von Ge-

bäuden sollen auch im Erdgeschoss einen geschlossenen Wandteil erhalten. 
Dabei müssen Eckpfeiler und Mittelpfeiler deutlich ablesbar bleiben. 

 Schaufensteröffnungen sollen mit Sockeln gestaltet und deutlich hinter die Fas-
sade gesetzt werden. 

 
1.2.1.2 Obergeschosse und Giebel 
 Obergeschosse und Giebel sind gestalterisch als Einheit herzustellen. 
 Ausnahmsweise können Fenstergruppen zugelassen werden. 
 Senkrechte Fensterbänder sind nicht zulässig. 

1.2.1.3 Fenster und Türen 
 Rollladenkästen und Vorrichtungen mit Außenjalousien sind baulich zu integrie-

ren. Rollläden und Außenjalousien müssen farblich auf die Fassade abgestimmt 
sein. 

 Fenster in den Ober- und Dachgeschossen sind in der Regel in Holz, 2-flügelig 
mit Oberlicht und in weißer Farbe auszuführen. Fensterläden sind, wo sie zum 
Stil der Fassade gehören, beizubehalten oder wieder anzubringen. 

 
1.2.2 Dach 

1.2.2.1 Dachdeckung 
 Als Dacheindeckung für geneigte Dachflächen (auch Dachaufbauten) sind nur 

Tonziegel, nicht glänzend, in den Farben rot bis rot-braun zulässig. 
 
1.2.2.2 Dachneigung 
 Zulässig sind mittige Satteldächer mit einer Dachneigung von 35-50°. Aus-

nahmsweise können zugelassen werden: 
 -  Mansard-Dächer 
 -  "Stuttgarter Dächer" mit einer Dachneigung bis 70° 
 -  Krüppel-Walmdächer 
 
1.2.2.3 Dachüberstand 
 Dächer sind am Ortgang und an der Traufe mit einem Dachüberstand herzu-

stellen. Die Traufe ist mit vorgehängter, halbrunder metallener Dachrinne, der 
Ortgang mit Windbrett, Zahnleiste oder Stellbrett auszubilden. Ortgangziegel 
sind nicht zulässig. 

 
1.2.2.4 Dachgauben, Dacheinschnitte und Dachfenster 
 Dachgauben und Dachfenster müssen von der traufseitigen Außenwand und 

dem First einen Abstand von jeweils mindestens 1,0 m und von der Giebelwand 
einen Abstand von mindestens 1,5 m einhalten. 

 Die Breite aller Dachgauben einer Dachseite darf insgesamt 40 % der Gebäu-
delänge nicht überschreiten. Dabei soll die maximale Breite der einzelnen 
Dachgauben 2,0 m und der seitliche Mindestabstand der Gauben untereinander 
jeweils 2,0 m betragen. 

 Die Höhe der Fenster der Dachgauben muss erkennbar unter der Höhe der 
Fenster in den Obergeschossen bleiben. 

 Dachfenster sind im Format als stehende Rechtecke mit jeweils max. 1,0 m² 
zulässiger Größe herzustellen. Auf der vom öffentlichen Verkehrsraum einseh-
baren Seite beträgt die zulässige Größe maximal 0,6 m². Die Abstände der 
Dachfenster untereinander müssen mindestens 1,8 m betragen, ausnahmswei-
se können 2 Dachfenster nebeneinander zugelassen werden. 

 Dacheinschnitte sind ebenso wie Dachfenster, die über die Dachfläche ragen 
(so genannte aufgekeilte Dachfenster), nicht zulässig. Dacheinschnitte können 
auf den vom öffentlichen Verkehrsraum abgewandten Seiten ausnahmsweise 
zugelassen werden; sie dürfen nicht in Verbindung mit Dachaufbauten auf der-
selben Dachseite hergestellt werden. 

 
1.2.3 Andere Bauteile 

1.2.3.1 Balkone und Wintergärten 
 Balkone, balkonartige Wintergärten u. ä. verglaste Vorbauten sind nur auf den 

vom öffentlichen Verkehrsraum abgewandten Seiten zulässig. 

1.2.3.2 Markisen und Vordächer 
 Markisen sind auf den dem öffentlichen Verkehrsraum zugewandten Fassaden 

nur im Erdgeschoss zulässig; sie müssen einer Öffnung zugeordnet sein und 
sollen im geschlossenen Zustand in der Öffnungsleibung untergebracht werden. 
Vordächer sind an den dem öffentlichen Verkehrsraum zugewandten Fassaden 
nicht zulässig. 

 
 
2. Werbeanlagen und Automaten 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 
 
2.1  Allgemeine Grundsätze 

2.1.1.  Werbeanlagen dürfen nur an Gebäuden angebracht werden. 
 
2.1.2 Folgende Werbeanlagen sind nicht zulässig: 

-  senkrecht übereinander stehende Schriftzeichen 

-  Beklebungen oder Verdeckung von mehr als 15 % der Fläche von Schau-
fenstern und sonstigen Öffnungen an baulichen Anlagen 

-  Spruchbänder und Fahnen 

-  Schriften auf Tafeln oder Bändern 

-  Kästen für Stechschilder, Zeichen, Embleme, Schriftzüge   

- Schriften und Zeichen an Vordächern und Markisen 

-  selbstleuchtende Transparente 

-  mit wechselndem und bewegtem Licht sowie für Anschläge bestimmte Wer-
beanlagen über 0,5 m² Größe, ausgenommen Litfasssäulen. 

 
 
2.2  Gestaltungsregeln 

2.2.1. Ort der Anbringung und Anzahl der Werbeanlagen und Automaten 

-  Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig und dürfen nur im 
Erdgeschoss und Brüstungsbereich des 1. Obergeschosses angebracht wer-
den. 

-  Je Betrieb oder Institution ist an jeder Gebäudefront nur eine Werbeanlage 
zulässig. Zusätzlich kann ein ergänzendes Firmenzeichen oder Emblem oder  
Stechschild zugelassen werden. Werbeanlagen für verschiedene Geschäfte 
oder Institutionen an einem Gebäude sind in Größe, Art, Form und Farbe 
aufeinander abzustimmen. 

- Automaten sind nur in Laden- und Hauseingängen, Hofeinfahrten oder Pas-
sagen sowie als integrierter Bestandteil von Schaufensteranlagen zulässig. 

 
2.2.2 Gestaltung der Werbeanlagen 

- Schriftzüge sind mit Einzelbuchstaben in horizontaler Anordnung auszufüh-
ren. Der Corpus der Schrift darf max. 30 cm hoch sein; bei Worten, die aus 
firmenbezogenen Gründen nur aus Großbuchstaben bestehen, sind Buch-
stabenhöhen bis 40 cm zulässig. Größere Höhen können zugelassen wer-
den, wenn 1/3 der Höhe der Anbringungsfläche nicht überschritten wird. Die 
Schriftzüge dürfen in der Breite max. 2/3 der freien Wandfläche einnehmen.  

Einzelbuchstaben in künstlerischer Ausführung aus Metall und aufgemalte 
Schriften können höher ausgeführt werden. 

- Stechschilder dürfen eine Höhe von max. 90 cm und eine Ausladung von 
max. 120 cm nicht überschreiten (Schildmaß). 

- Embleme und Zeichen dürfen eine Höhe von max. 50 cm, eine Breite von 
max. 50 cm und eine Tiefe von max. 15 cm nicht überschreiten. Glänzende, 
reflektierende, grelle oder sehr dunkle Farben und Materialien und Werbean-
lagen mit wechselndem oder bewegtem Licht sind nicht zulässig. 

 
 
3. Gestaltung, Bepflanzung und Nutzung der unbebauten Flächen der bebauten 

Grundstücke sowie Zulässigkeit von Einfriedungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

 
3.1 Plätze für bewegliche Abfallbehälter sind baulich oder durch Bepflanzungen 

gegen Einsicht von öffentlichen Anlagen und Verkehrsflächen abzuschirmen. 
 
3.2 Die unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sowie die Oberflächen un-

terirdischer Anlagen sind, mit Ausnahme der erforderlichen Zufahrten und Stell-
plätze und soweit sie nicht als Arbeits- und Lagerflächen erforderlich sind, als 
Grünflächen oder gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 
Die Verwendung von Koniferen, insbesondere von exotischen Nadelgehölzen 
(z. B. Scheinzypressen, Blaufichten, Thuja), ist unzulässig. 

 
3.3  Einfriedungen gegenüber dem öffentlichen Verkehrsraum sind nur als 1,2 -1,8 

m hohe anthrazitfarbene Füllstabgeländer zulässig (runde Stahlpfosten, Ausfa-
chung mit senkrechten Vierkantstäben). 

 
 
4. Außenantennen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 
 
4.1 Mehr als eine Rundfunk- und Fernsehantenne auf und an einem Gebäude ist 

unzulässig. 
 
 
 
B          Ordnungswidrigkeiten 

(§ 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 
 
 Bei Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften gelten die Bestim-

mungen des § 75 LBO. 
 
 
 
C          Rechtsgrundlage 

 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 05.03.2010 (GBI. S. 357). 


